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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pieroth, Vogt, Dr. Burgbacher, Dr. Müller-Hermann, Höcherl, 
Leicht, Dr. Häfele, Dr. Köhler (Duisburg), Dr. Althammer, Breidbach, Dr. Sprung, 
Niegel und der Fraktion der CDU/CSÜ 


betr. Reform der Vermögensbildung 


Bundeskanzler Willy Brandt erklärte am 28. Oktober 1969 in 
seiner ersten Regierungserklärung: 

„Zu den Schwerpunkten der Wirtschafts- und Gesellschafts- 
politik dieser Bundesregierung gehört das Bemühen um eine 
gezielte Vermögenspolitik. Die Vermögensbildung in breiten 
Schichten - vor allem in Arbeitnehmerhand - ist völlig unzu- 
reichend; sie muß kräftig verstärkt werden . . . Darüber hinaus 
soll die Vermögensbildung so gestaltet werden, daß gleich- 
zeitig die Kapitalbildung in der Wirtschaft und die Anlage in 
Beteiligungswerten erleichtert werden . . . Nach der Absicht 
der Regierung sollen das Sparen im eigenen Betrieb in die 
allgemeine Sparförderung einbezogen und die Möglichkeit des 
Bausparens erweitert werden. Weitere Vorschläge zur Ver- 
mögenspolitik, vor allem auch im Zusammenhang mit der not- 
wendigen Reform der Sparförderung, werden geprüft." 

In der Regierungserklärung von Bundeskanzler Willy Brandt 
vom 18. Januar 1973 heißt es: 

„Auf der Grundlage der Eckwertbeschlüsse vom Juni 1971 zur 
Steuerreform und zur Vermögensbildung wird die Bundesre- 
gierung einen Vorschlag ausarbeiten, durch den breitere 
Schichten der Bevölkerung am Zuwachs des Produktivver- 
mögens der Großunternehmen beteiligt werden sollen." 

Bundeskanzler Helmut Schmidt führte in seiner Regierungs- 
erklärung am 17. Mai 1974 aus: 

„Die Bundesregierung unternimmt ernste Bemühungen, ein 
Gesetz zur Vermögensbildung vorzubereiten . . . Bei der Vor- 
bereitung des Gesetzentwurfs hat sich gezeigt, daß es auf die- 
sem Neuland große rechtliche und auch technische Schwierig- 
keiten gibt . . . Die Bundesregierung wird deshalb im Rahmen 
der Fortsetzung der Arbeit an diesem Gesetzentwurf beim 
Bundesminister der Finanzen eine interministeriell zusammen- 
gesetzte Organisationseinheit schaffen, die nur an diesem Kom- 
plex arbeiten soll, und zwar mit dem Ziel, den Gesetzentwurf 
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in der Bundesregierung und im Bundestag so rechtzeitig ver- 
abschieden zu können, daß er zu Beginn des Jahres 1978 wirk- 
sam werden kann. Das bedeutet, daß er in dieser Legislatur- 
periode wenigstens noch eingebracht werden muß." 

Demgegenüber hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion in Fort- 
führung Ihres Antrages aus der 6. Wahlperiode (Drucksache 
VI/3613) bereits am 21. Mai 1975 im Deutschen Bundestag einen 
Antrag zur Förderung der betrieblichen Gewinn- und Kapital- 
beteiligung der Arbeitnehmer eingebracht (Drucksache 7/3664). 
Dieser Antrag stellt einen ersten Schritt dar zur Verwirk- 
lichung der am Ziele der Partnerschaft orientierten Vermögens- 
bildung. Diese Initiative fördert die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer am Produktivkapital vor allem von Nichtaktiengesell- 
schaften. sichert den Unternehmen gleichzeitig Investitions- 
kapital und trägt zu einer sozial gerechteren Eigentumsver- 
teilung in unserem Volke bei. 

Im Gegensatz zu dem von der Bundesregierung verfolgten 
Konzept der überbetrieblichen Vermögensbildung heißt es in 
den „Thesen zur mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Proble- 
matik" des Bundesministeriums für Wirtschaft, Akten-Zeichen 
I D 3 - 020009 vom 20. November 1975 Seite 4 f.: 

„Die notwendige Verbesserung der Finanzierungsmöglichkei- 
ten für die Investitionen sollte dabei allerdings nicht losgelöst 
von der Zielsetzung einer zunehmenden Beteiligung breiter 
Schichten der Bevölkerung an der Vermögensbildung gesehen 
werden; praktikable vermögenspolitische Maßnahmen auf be- 
trieblicher oder tariflicher Ebene könnten die notwendige Ver- 
besserung der Finanzierungsbedingungen mittelfristig erleich- 
tern." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß im Bundesministerium der Finanzen das 
Referat für finanzpolitische Grundsatzfragen im vermögens- 
politischen Bereich und für ein Vermögensbeteiligungsge- 
setz aufgelöst wurde (Hinweis auf „Exklusiv-Dienst" vom 
18. November 1975) oder die Auflösung beabsichtigt ist? 

2. Ist aus dieser organisatorischen Maßnahme zu schließen, 
daß die Bundesregierung nunmehr auch das Ziel aufgegeben 
hat, ein „Gesetz zur Vermögensbildung" vorzubereiten und 
in dieser Legislaturperiode noch einzubringen? 

3. Teilt die Bundesregierung den Standpunkt, daß ein ver- 
mögenspolitischer Stillstand angesichts der durch die hohen 
Inflationsraten der vergangenen Jahre eingetretenen Ver- 
mögensverluste als ein Rückschritt in der Vermögensbil- 
dungspolitik gewertet werden muß? 

4. Wie hoch sind die im Jahre 1974 durch die Geldentwertung 
in der Bundesrepublik Deutschland entstandenen Verluste 
(Zins- und Substanz Verluste) bei: 

— den Sparern bei Kreditinstituten, insbesondere bei Spar- 
einlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist, 
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— den Bausparern, 

— den deutschen Aktienbesitzern (Kursverluste), 

— den Besitzern festverzinslicher Wertpapiere? 

5. Will sich die Bundesregierung, nachdem sie mit dieser orga- 
nisatorischen Maßnahme und den Thesen des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft wohl die Konsequenzen aus der 
Unzweckmäßigkeit ihrer bisherigen vermögenspolitischen 
Modelle ziehen mußte, entgegen früheren Stellungnahmen 
nun endlich die langjährigen Forderungen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion nach Förderung und Erleichterung der 
betrieblichen Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiv- 
vermögen der Wirtschaft zu eigen machen und den Grund- 
sätzen des Antrages der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 
21. Mai 1975, Drucksache 7/3664 zustimmen, die die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion bereits im Antrag VI/3613 vom 
26. Juni 1972 eingebracht hatte. 


Bonn, den 15. Dezember 1975 


Pieroth 

Vogt 

Dr. Burgbacher 

Dr. Müller-Hermann 

Höcherl 

Leicht 

Dr. Häfele 

Dr. Köhler (Duisburg) 

Dr. Althammer 
Breidbach 
Dr. Sprung 
Niegel 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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